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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
- Nr. 3232 der Drucksadien - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen des Gesundheitswesens 

(32. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

Abschnitt I 

Begriffsbestimmungen 
Aufgaben des Gesetzes 

§ 1 ^ 

Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Ge- 
setzes sind 

1. Syphilis (Lues), 

2. Tripper (Gonorrhoe), 

3. Weicher Schanker (Ulcus molle), 

4. Venerische Lymphknotenentzündung 
(Lymphogranulomatosis inguinalis 
Nicola-Favre) 

ohne Rücksicht darauf, an welchen Körper- 
teilen die Krankheitserscheinungen auftreten. 

§ 2 

(1) Die Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten umfaßt Maßnahmen zur Verhütung, 
Feststellung, Erkennung und Heilung der Er- 
krankung sowie die voAeugende und nadi- 
gehende Gesundheitsfürsorge. Zu diesem 
Zweck werden die Grundrechte auf Freiheit 
der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes), auf körperliche Un- 
versehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes) und auf Berufsausübung 
(Art. 12 Abs. 1 Satz 2 des Grund- 
gesetzes) eingeschränkt, 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Erster Abschnitt 
Begriffsbestimmungen 
Aufgaben des Gesetzes 

§1 

Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Ge- 
setzes sind 

1. Syphilis (Lues), 

2. Tripper (Gonorrhoe), 

3. Weicher Schanker (Ulcus molle), 

4. Venerische Lymphknotenentzündung 
(Lymphogranulomatosis inguinalis Nicolas 
und Favre) 

ohne Rücksicht darauf, an welchen Körper- 
teilen die Krankheitserscheinungen auftreten. 

§2 

(1) Die Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten umfaßt Maßnahmen zur Verhütung, 
Feststellung, Erkennung und Heilung der Er- 
krankung sowie die vorbeugende und nach- 
gehende Gesundheitsfürsorge. Zu diesem 
Zweck werden die Grundrechte auf körper- 
liche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes) und auf Freiheit der Person 
(Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) ein- 
geschränkt. 
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Entwurf 

(2) Die Durchführung dieser Aufgabe ob- 
liegt gemäß § 3 des Gesetzes über 
die Vereinheitlichung des Ge- 
sundheitswesensvom3. Julil934 
(Reichsgesetzbl. IS. 531 und794) 
den Gesundheitsämtern. Die gesetzlichen 
Aufgaben der Fürsorgeverbände und der 
Jugendämter werden hierdurch nicht berührt. 

Absdinitt II 

Pflichten der Kranken und krankheits- 
verdächtigen Personen 

§ 3 

(1) Wer an einer Geschlechtskrankheit leidet 
und dies weiß oder den Umständen nach an- 
nehmen muß, ist verpflichtet, 

1. sich unverzüglich von einem in Deutsch- 
land bestallten oder zugelassenen Arzt 
untcrsudicn und bis zur Beseitigung der 
Ansteckungsgefahr behandeln zu lassen; 


2. sich in ein geeignetes Krankenhaus zu be- 
geben, wenn das Gesundheitsamt dies an- 
ordnet, weil es den Kranken- 
hau saufenthalt zur Behand- 
lung oder zur Ansteckung s- 
verhütung für erforderlich 
hält; 

3. dem Arzt auf Befragen die zur Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten er- 
forderlichen Auskünfte wahrheitsgetreu 
und vollständig zu erteilen. 

(2) Eltern, Erziehungsberechtigte oder der 
gesetzliche Vertreter sind verpflichtet, für die 
ärztliche Untersuchung und Behandlung ihrer 
Pflegebefohlenen zu sorgen und ihre fürsor- 
gerisdie Betreuung zu unterstützen, falls sie 
wissen oder annchmen müssen, daß diese ge- 
sdilcditskrank sind. 

(3) Eine Frau, die zu irgendeiner Zeit an 
Syphilis erkrankt v/ar, ist verpfliditet, sich 
bei Eintritt einer Schwangerschaft unverzüg- 
lich bei einem in Deutschland bestallten oder 
zugelassenen Arzt in Behandlung zu be- 
geben. 

§ 4 

(1) Geschlechtskranke und solche Personen, 
die dringend verdächtig sind, gcschlechtskrank 
ZU sein und Geschlechtskrankheiten weiter zu 
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(2) Die Durchführung dieser Aufgabe ob- 
liegt den Gesundheitsämtern. Die gesetz- 
lidien Aufgaben der Fürsorgeverbände und 
der Jugendämter werden hierdurch nicht be- 
rührt. 


Zweiter Abschnitt 

Pflichten der Kranken und krankheitsver- 
dächtigen Personen 

§3 

(1) Wer an einer Geschlechtskrankheit 
leidet und dies weiß oder den Umständen 
nach annehmen muß, ist verpflichtet 

1. sich unverzüglich von einem in Deutsch- 
land bestallten oder zugelasscnen Arzt un- 
tersuchen und bis zur Beseitigung der An- 
steckungsgefahr behandeln zu lassen sowie 
sich den notwendigen Nachuntersuchun- 
gen zu unterziehen; 

2. sidi In ein geeignetes Krankenhaus zu be- 
geben, wenn das Gesundheitsamt dies an- 
ordnet, weil er sich der ordnungsmäßigen 
Durchführung der Behandlung entzogen 
hat oder die Einweisung zur Verhütung 
der Ansteckung erforderlich ist. 

3. entfällt 


(2) unverändert 


(3) entfällt 


§4 

(1) Geschlechtskranke sowie solche Perso- 
nen, die dringend verdächtig sind, geschlcdi ts- 
krank zu sein und Geschlechtskrankheiten 
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Entwurf 

verbreiten, haben dem Gesundheitsamt auf 
Verlangen, gegebenenfalls wiederholt, ein 
Zeugnis eines in Deutschland bestallten oder 
zugelassenen Arztes über ihren Gesundheits- 
zustand vorzulegen. 

(2) Das Gesundheitsamt kann die Unter- 
suchung in der Beratungsstelle oder bei e i - 
n e m bestimmten Arzt anordnen. Bei un- 
klarem Untersuchungsbefund oder Gefahr der 
Verschleierung kann Beobachtung in einem 
bestimmten Krankenhaus befristet ange- 
ordnet werden. 

(3) Das Gesundheitsamt erhält in jedem 
Falle einen Befundberidit. 

§ 5 

(1) Geschlechtskranken, die wegen ihres 
Berufes eine erhöhte Ansteckungsgefahr bil- 
den und die der ärztlichen Anordnung, ihren 
Beruf bis zur Behebung der Ansteckungsgefahr 
nicht auszuüben, keine Folge leisten, kann die 
Ordnung sbehörde auf Vorschlag des Ge- 
sundheitsamtes die Ausübung des Berufs wäh- 
rend dieser Zeit untersagen. 

(2) Die Landesregierung kann anordnen, 
daß bestimmte Personengruppen, 
insbesondere solche, deren Beruf 
eine erhöhte Ansteckungsgefahr für sie und 
für andere mit sich bring t, auf syphilitische 
Serumreaktionen ihres Blutes zu untersuchen 
sind. Die Kosten werden aus öffentlichen Mit- 
teln getragen. 


§ 6 

(1) Wer an einer Geschlechtskrankheit 
leidet, hat sich des Geschlechtsverkehrs zu 
enthalten, solange seine Krankheit nach 
dem Urteil des behandelnden Arztes übertrag- 
bar ist. 

(2) Wer geschlechtskrank ist oder zu irgend- 
einer Zeit geschlechtskrank war, ist 
verpflichtet, sich unmittelbar vor Bestellung 
des Aufgebots zur Eheschließung von einem 
Arzt, möglichst von einem Fach- 
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weiter zu verbreiten, haben dem Gesundheits- 
amt auf Verlangen, gegebenenfalls wieder- 
holt, ein Zeugnis eines in Deutschland be- 
stallten oder zugelassenen Arztes über ihren 
Gesundheitszustand vorzulegen. 

(2) Das Gesundheitsamt kann in begrün- 
deten Fällen die Untersuchung In der Bera- 
tungsstelle oder bei bestimmten Ärzten an- 
ordnen. Bei unklarem Untersuchungsbefund 
oder Gefahr der Verschleierung kann Beob- 
achtung in einem geeigneten Krankenhaus 
befristet angeordnet werden. 

(3) unverändert 

§ 5 

(1) Geschlechtskranken, die wegen der Art 
ihrer Beschäftigung eine erhöhte Ansteckungs- 
gefahr bilden und die der ärztlichen Anord- 
nung, ihren Beruf bis zur Behebung der An- 
steckungsgefahr nicht auszuüben, keine Folge 
leisten, kann die zuständige Verwaltungsbe- 
hörde auf Vorschlag des Gesundheitsamtes 
die Ausübung des Berufs während dieser Zeit 
untersagen. 

(2) Die Landesregierung kann bei Vorlie- 
gen besonderer Verhältnisse anordnen, daß 
Personen, deren Lebensumstände eine erhöh- 
te Ansteckungsgefahr für sie und andere mit 
sich bringen, auf syphilitische Serumreaktio- 
nen ihres Blutes zu untersuchen sind. Die 
Anordnung ist hinsichtlich des betroffenen 
Personenkreises und des Zeitraumes der 
Durdiführung genau zu begrenzen. Die Ko- 
sten werden aus öffentlichen Mitteln getra- 
gen. Die von der Anordnung betroffenen 
Personen können den geforderten Nachweis 
auch durch Vorlage einer entspredi enden 
ärztlidien Bescheinigung erbringen, 

§6 

(1) Wer an einer Geschlechtskrankheit lei- 
det, hat sich des Geschlechtsverkehrs zu ent- 
halten. Dies gilt nicht, wenn die Krankheit 
nach dem Urteil des behandelnden Arztes 
nicht mehr übertragbar ist. 

(2) Wer geschlechtskrank ist oder zu 
irgendeiner Zeit an Syphilis gelitten hat, Ist 
verpflichtet, sich unmittelbar vor Bestellung 
des Aufgebots zur Eheschließung von einem 

in Deutsdiland bestallten oder zugelassenen 


4 



Entwurf 

arzt für Geschlechtskrankheiten 
oder in einer Beratungsstelle daraufhin unter- 
suchen zu lassen, ob er gleichwohl die Ehe un- 
bedenklich eingehen kann. Bestehen keine Be- 
denken, so ist ihm hierüber ein Zeugnis auszu- 
stellen. Kann das Zeugnis der Unbedenklich- 
keit nicht erteilt werden, so ist er verpflichtet, 
vor Eingehung der Ehe dem anderen Teil über 
seine Krankheit Mitteilung zu machen und 
mit der Eheschließung bis zurBe- 
seitlgung der Ansteckungsgefahr, 
längstens jedoch drei Monate, zu 
warten. 

(3) Wer gegen die Vorschriften der Absätze 
1 oder 2 verstößt, obwohl er seine Erkran- 
kung kennt oder den Umständen nach 
kennen muß, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft, sofern nicht nach 
den Vorschriften des Strafgesetzbu- 
ches eine schwerere Strafe verwirkt ist. 

(4) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
ein. Den Antrag kann auch das 
Gesundheitsamt stellen, es sei 
denn, daß sich die Tat gegen den 
Ehegatten richtet. Der Ehegatte 
kann den Antrag zurücknehmen. 

(5) Die Strafverfolgung verjährt in einem 
Jahr. 

§ 7 

(1) Eine Frau, die gesdilechtskrank Ist, 
darf kein fremdes Kind stillen. 

(2) Wer für die Pflege eines Kindes zu 
sorgen hat, das geschlechtskrank ist, 
darf das Kind von einer anderen Person als der 
Mutter nur dann stillen lassen, wenn er sie 
zuvor durch einen Arzt mündlich über die 
Krankheit des Kindes und die gebotenen Vor- 
sichtsmaßnahmen hat unterweisen lassen. Ist 
das Kind an Syphilis erkrankt, so darf es 
nur durdi die Mutter oder eine syphi- 
liskranke Frau gestillt werden. 

(3) Wer ein geschlechtskrankes Kind in 
Pflege gibt, muß den Pflegeeltern vor Be- 
ginn der Pflege von der Krankheit des Kin- 
des Mitteilung machen. 

(4) Wer an einer Geschlechtskrankheit lei- 
det oder zu Irgend einer Zeit an Syphilis ge- 
litten hat, darf kein Blut spenden. 
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Arzt oder in einer Beratungsstelle daraufhin 
untersuchen zu lassen, ob er gleichwohl die 
Ehe unbedenklich eingehen kann. Bestehen 
keine Bedenken, so ist ihm hierüber ein Zeug- 
nis auszustellen. Kann das Zeugnis der Unbe- 
denklichkeit nicht erteilt werden, so Ist er 
verpflichtet, vor Eingehung der Ehe dem an- 
deren Teil über seine Krankheit Mitteilung 
zu machen. Die Verpflichtung nach Absatz 1 
bleibt unberührt. 


(3) Wer gegen die Vorschriften der Ab- 

sätze 1 oder 2 verstößt, obwohl er seine Er- 
krankung kennt oder den Umständen nach 
kennen muß, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft, soweit nicht in an- 
deren Vorschriften eine schwerere Strafe an- 
gedroht Ist. s 

(4) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
ein. Ist der Verletzte der Ehegatte, so kann 
er den Antrag zurücknehmen. 


(5) unverändert 


§ 7 

(1) Eine Frau, die geschlechtskrank ist, darf 
kein fremdes Kind stillen und ihre Milch 
nicht abgeben. 

(2) Wer für die Pflege eines Kindes zu 
sorgen hat, das an Tripper (Gonorrhoe) er- 
krankt ist, darf das Kind von einer anderen 
Person als der Mutter nur dann stillen las- 
sen, wenn er sie zuvor durch einen Arzt 
nach den Vorschriften des § 11 Abs. 1 über 
die Krankheit des Kindes und die gebotenen 
Vorsichtsmaßnahmen hat unterweisen lassen. 
Ist das Kind an Syphilis erkrankt, so darf es 
nur durch die Mutter gestillt werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

(5) Wer gegen eine der Vorsdiriften der 
Absätze 1 bis 4 verstößt, obwohl er die Er- 
krankung kennt oder den Umständen nach 
kennen muß, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft, soweit nicht in 
anderen Vorschriften eine schwerere Strafe 
angedroht Ist. 

(6) Die Verfolgung tritt im Falle des Ab- 
satzes 4 nur auf Antrag ein. Den Antrag kann 
auch das Gesundheitsamt stellen, es sei denn, 
daß sich die Tat gegen einen Angehörigen 
richtet. Der Angehörige kann den Antrag 
zurücknehmen. 

§8 

(1) Eine Frau, die ein fremdes Kind stillen 
will, hat ein unmittelbar vor der Übernahme 
dieser Aufgabe ausgestelltes ärztliches Zeug- 
nis darüber beizubringen, daß bei ihr keine 
Geschlechtskrankheit nadiweisbar ist. Wer 
eine Frau zum Stillen eines Kindes heran- 
zieht, hat sich davon zu überzeugen, daß sie 
Im Besitz dieses Zeugnisses Ist. 

(2) Wer ein Kind, für dessen Pflege er 
sorgt, von einer anderen Person als der 
Mutter stillen lassen will, muß Im Besitze 
eines ärztlichen Zeugnisses darüber sein, daß 
eine Gesundheitsgefahr für die Stillende nicht 
besteht. In Notfällen ist das Zeugnis binnen 
drei Tagen nachträglich zu beschaffen. 

Absdinitt III 

Behandlung der Gesdilechtskranken und 
Pflichten der Ärzte 

§9 

(1) Die Untersuchung auf Geschlechts- 
krankheiten und Krankheiten oder Leiden 
der Geschlechtsorgane sowie Ihre Behandlung 
ist nur den in Deutschland bestallten oder 
zugelassenen Ärzten gestattet. 

(2) Verboten ist: 

1. Geschlechtskrankheiten anders als auf 
Grund eigener Untersuchungen zu be- 
handeln (Fernbehandlung); 

2. in Vorträgen, Schriften, Rundbriefen, 
Abbildungen oder Darstellungen sowie 
durch Rundfunk oder Film Ratschläge 
zur Selbstbehandlung zu erteilen; 
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(5) Wer gegen die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 bis 4 verstößt, obwohl er die Erkran- 
kung kennt oder den Umständen nach ken- 
nen muß, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer die- 
ser Strafen bestraft, soweit nicht In anderen 
Vorschriften eine schwerere Strafe angedroht 
ist. 

(6) entfällt 


§ 8 

(1) unverändert 


(2) Wer ein Kind, für dessen Pflege er 
sorgt, von einer anderen Person als der Mut- 
ter stillen lassen will, muß im Besitze eines 
ärztlichen Zeugnisses darüber sein, daß eine 
Gesundheitsgefahr für die Stillende nicht be- 
steht. In Notfällen ist das Zeugnis unver- 
züglich nachträglich zu beschaffen. 

Dritter Absdinitt 

Behandlung der Gesdileditskranken 
und Pflichten der Ärzte 

§ 9 

(1) unverändert 


(2) Verboten ist: 
1. unverändert 


2. unverändert 
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3. sidi zu einer Behandlung von Geschlechts- 
krankheiten und Krankheiten oder Leiden 
der Geschlechtsorgane durch Vorträge, 
Verbreitung von Schriften, Briefen, Ab- 
bildungen oder Darstellungen sowie durdi 
Rundfunk oder Film, wenn auch in ver- 
sdileierter Weise, zu erbieten, soweit es 
sich dabei nicht um einen angemes- 
senen Hinweis eines Arztes auf die Aus- 
übung seines Berufes handelt. 

(3) Erlaubt sind Vorträge, Verbreitung von 
Schriften, Briefen, Abbildungen, Filme und 
Darstellungen, die der Aufklärung und Be- 
lehrung über Geschlechtskrankheiten, insbe- 
sondere über deren Erscheinungsformen, die- 
nen, soweit sie nicht In Widerspruch zu 
Absatz 2 Nr, 2 und 3 stehen. 

(4) Wer Geschlechtskranke oder Personen, 
die von Krankheiten oder Leiden der Ge- 
schlechtsorgane befallen sind, behandelt, ohne 
nach Absatz 1 hierzu berechtigt zu sein, oder 
wer gegen ein Verbot des Absatzes 2 ver- 
stößt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft, 

§10 

(1) Jeder Arzt, der die Untersuchung oder 
Behandlung eines Geschlechtskranken oder 
eines einer Geschlechtskrankheit Verdäch- 
tigen übernimmt, muß fähig sein, die 
Untersuchung oder Behandlung nach den 
Grundsätzen der wissenschaftlichen Erkenntnis 
undmitBenutzung aller notwendi- 
gen Einrichtungen zu ihrer Fest- 
stellung durchzuführen. Er muß über 
diese Behandlung genaue Aufzeichnungen 
machen. 

(2) Lehnt ein Arzt die Übernahme der 
Untersuchung oder Behandlung ab, so hat er 
den Geschlechtskranken oder Krankheitsver- 
dächtigen unverzüglich einem anderen Arzt 
Zu überweisen. Er soll sich nach Mög- 
lichkeit vergewissern, daß dieser 
die Behandlung übernommen hat. 
Andernfalls ist namentliche 
Meldung nach § 12 zu erstatten. 

(3) Der Bundesminister des Innern erläßt 
mit Zustimmung des Bundesrates die Vor- 
schriften über die auf Grund dieses Gesetzes 
erforderlichen ärztlichen Zeugnisse und die 
Aufzeichnungen des behandelnden Arztes. 
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3. sich zu einer Behandlung von Geschlechts- 
krankheiten und Krankheiten oder Leiden 
der Geschlechtsorgane durch Vorträge, Ver- 
breitung von Schriften, Briefen, Abbildun- 
gen oder Darstellungen sowie durch Rund- 
funk oder Film, wenn auch in verschleier- 
ter Weise, zu erbieten, soweit es sich dabei 
um den üblichen Hinweis eines Arztes auf 
die Ausübung seines Berufes handelt. 

(3) Erlaubt sind Vorträge, Verbreitung von 
Schriften, Briefen oder Abbildungen, Filme 
und Darstellungen, die der Aufklärung und 
Belehrung über Geschlechtskrankheiten, ins- 
besondere über deren Erscheinungsformen, 
dienen, soweit sie nicht in Widerspruch zu 
Absatz 2 Nr. 2 und stehen. 

(4) Wer Geschlechtskranke oder Personen, 
die von Krankheiten oder Leiden der Ge- 
schlechtsorgane befallen sind, behandelt, ohne 
nach Absatz 1 hierzu berechtigt zu sein, oder 
wer gegen ein Verbot des Absatzes 2 ver- 
stößt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

§ 10 

(1) Jeder Arzt, der die Untersuchung oder 
Behandlung eines Geschlechtskranken oder 
eines einer Geschlechtskrankheit Verdächti- 
gen übernimmt, hat die Untersuchung oder 
Behandlung nach den Grundsätzen der wis- 
senschaftlichen Erkenntnis durchzuführen. Er 
muß über diese Behandlung genaue Auf- 
zeichnungen machen. 


(2) Lehnt ein Arzt die Übernahme der Un- 
tersuchung oder Behandlung ab, so hat er 
den Geschlechtskranken oder Krankheitsver- 
dächtigen unverzüglich einem anderen Arzt 
zu überweisen. Der Kranke ist verpflichtet, 
dem überweisenden Arzt den Nachweis zu 
erbringen, daß er sich in Behandlung befin- 
det, Ist cier Nachweis binnen einer Woche 
nicht erbracht, so hat der überweisende Arzt 
Meldung nach § 12 zu erstatten. 

(3) entfällt 
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S 11 

(1) Ergibt die Untersuchung einer Person 
das Vorliegen einer Gesdilechtskrankheit 
oder den begründeten Verdacht einer sol- 
dien, so hat der Arzt den Kranken über die 
Artseiner Krankheit, die Übertragungsgefahr, 
die dem Kranken auferlegten Pflichten, d i e 
Möglichkeit der Anwendung von 
Zwangsmitteln und die gesetzli- 
chen Strafbestimmungen durch Aus- 
händigung und Erläuterung eines amtlidien 
Merkblattes zu unterrichten. Der Kranke muß 
den Empfang des Merkblattes und die erfolgte 
Belehrung schriftlich bestätigen. 

(2) Bei Minderjährigen und Entmündigten 
sind außerdem die Eltern oder Erziehungs- 
berechtigten oder der gesetzliche Vertreter zu 
belehren, wenn dies nicht die Inanspruch- 
nahme oder d i e Fortsetzung der ärztlichen 
Behandlung gefährdet oder andere 
schwerwiegende Gründe entgegenstehen. 


S 12 

(1) Ein Geschleditskranker ist von dem 
behandelnden Arzte namentlich dem Ge- 
sundheitsamte zu melden, wenn der Kranke 

1. sich weigert, die vom Arzt verordnete 
Behandlung zu beginnen oder fortzu- 
setzen, oder sie ohne triftigen Grund un- 
terbricht; 

2. durch seine Lebensweise oder seine all- 
gemeinen Lebensumstände eine ernste 
Gefahr der Übertragung auf andere 
bildet; 

3. nichtverwertbare oder unwah- 
re Angaben über die Ansteckungsquelle 
oder über die durch Ihn gefährdeten Per- 
sonen macht oder 

4. das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 
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§11 

(1) Ergibt die Untersuchung einer Person 
das Vorliegen einer Gesdilechtskrankheit 
oder den begründeten Verdacht einer sol- 
chen, so hat der Arzt den Kranken über die 
Art seiner Krankheit, die Übertragungsge- 
fahr, die dem Kranken auferlegten Pfliditen 
und die Folgen ihrer Nichterfüllung durch 
Aushändigung und Erläuterung eines amt- 
lichen Merkblattes zu unterrichten. Der Kran- 
ke muß den Empfang des Merkblattes und 
die erfolgte Belehrung sdiriftlich bestätigen. 


(2) Bel Minderjährigen und Entmündigten 
soll der behandelnde Arzt außerdem die 
Eltern oder Erziehungsberechtigten oder den 
gesetzlichen Vertreter von dem Krankheits- 
fall unterrichten und über dessen Ausheilung 
belehren, wenn dies zur Inansprudinahme 
oder Fortsetzung der ärztlichen Behandlung 
notwendig erscheint und dieser Unterrich- 
tung keine anderen schwerwiegenden Gründe 
nach ärztlichem pflichtgemäßen Ermessen 
entgegenstehen. 

§ 12 

(1) Ein Geschlechtskranker ist von dem be- 
handelnden Arzt namentlich dem Gesund- 
heitsamt zu melden, wenn der Kranke 

1. sich weigert, die vom Arzt verordnete Be- 
handlung zu beginnen oder fortzusetzen, 
sie ohne triftigen Grund unterbricht oder 
sich der vom Arzt verordneten Nachun- 
tersuchung entzieht; 

2. nach der Überzeugung des Arztes durch 
seine Lebensweise oder seine allgemeinen 
Lebensumstände eine ernste Gefahr der 
Übertragung auf andere bildet; 

3. offensichtlich falsche Angaben über die 
Ansteckungsquelle oder über die durch Ihn 
gefährdeten Personen macht oder 

4. das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
und sittlich gefährdet erscheint, es sei denn, 
daß der Arzt nach Beratung mit den El- 
tern, Erziehungsberechtigten oder dem ge- 
setzlichen Vertreter die Überzeugung ge- 
wonnen hat, daß diese die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Behandlung und Betreu- 
ung des Jugendlichen übernehmen. 
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(2) Die Pflidit zur namentlichen. Meldung 
entfällt: 

1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 3, weim der 
Kranke die erforderlichen Angaben dem 
Gesundheitsamt unmittelbar gemacht hat 
imd das Gesundheitsamt auf die nrnnent- 
liehe Meldung verzichtet; 

2. bei Minderjährigen unter 18 Jahren, wenn 
der Arzt nach Berätimg mit den Er- 
ziehungsberechtigten die Überzeugung ge- 
wonnen hat, daß die Behandlung ord- 
nungsgemäß durchgeführt werden wird 
und eine sittliche Gefährdung des Jugend- 
lichen nicht vorliegt, 

.(3) Ober den Stand der Behandlimg von 
Geschlechtskranken, die der namenuimen 
Meldepflicht unterliegen oder aisAnstechungs- 
quelle gemeldet sind, kann das Gesundheits- 
amt Auskunft von dem behandelnden Atzt 
verlangen. 

(4) Der Bundesminister des Innern erläßt 
mk Zustimmung des Bundesrates: 

1. Vorschriftea über die Meldung; 

2. Vorschriften über die Geschlechtskranken- 
statistik im Rahmen der für die Bundes- 
statistik geltenden Vorschriften. 

S 13 

(1) Ein Arzt, der eine Geschlechtskrankheit 
feststellt, ist verpflichtet, durch einge- 
hende Befragung des Kranken 
nach der mutmaßlichen Ansteckungsquelle 
imd den Personen zu forschen, auf die der 
Kranke die Geschlechtskrankheit übertragen, 
habra könnte. Der Arz^ soll darauf hinwir- 
ken j daß die ihm als mutmaßlidie Ansteckungs- 
quelle oder als gefährdet bekanntgegebenen 
Personen sich sofort freiwillig in ärztliche Be- 
obachtimg und, wenn nötig, in ärztliche Be- 
handlung begeben. Falls diese Personen nicht 
erreichbar sind oder der Aufforderung nicht 
nachweisbar nachkommen, hat der Arzt unver- 
züglich dem zuständigen Gesundheitsamt die 
Ansteckungsquelle zu melden. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 
(2) entfällt 


(3) unverändert 


(4) entfällt 


S13 

(1) En Arz^ der eine Geschlechtskrank- 
heit feststeUt, ist verpflichtet, mit den ihm 
zur Verfügung stehenden und zumutbaren 
Mitteln zu versuchen, die mutmaßliche An- 
steckungsquelle und ^e Personen zu ermit- 
teln, auf die der Kranke die Geschlechtskrank- 
heit übflCVragen haben könnte. Der^Kranke 
hat den Arzt bei dieser Aufgabe zu unter- 
stützen und die notwendigen Angaben wahr- 
heitsgemäß und vollstänc% zu machen. Der 
Arzt hat darauf hinzuwirken, daß die ihm als 
mutmaßliche Ansteckimgsquelle oder als ge- 
fährdet bekanntgegebenen Personen sich so- 
fort f reiwill^ in ärztliche Beobachtung und, 
wenn nötig, in ärztliche Behandlung begeben. 
Falls diese Personen nicht erreichbar sind oder 
der Aufforderung nicht nachweisbar nach- 
kommen, hat sie der Arzt unverzüglich dem 
zuständigen Gesundheitsamt zu melden, wenn 
die Gefahr besteht, daß die Krankheit wei- 
terverbreitet oder eine notwendige Behand- 
lung unterlassen wircL 
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(2) Wird als Ansteckungsquelle ^inc Person 
angegeben, bei welcher der dringende Ver- 
dadit auf Geschlechtsverkehr mit häufig 
wechselnden Partnern besteht, so hat der Arzt 
stets Meldung an das Gesundheitsamt 
nach Vordruck zu erstatten. Bedarf 
das Gesundheitsamt zur Nachforschung der 
Aussage des ^gesteckten Geschlechtskran- 
ken, so kann es verlangen, daß dieser 
namentlich benannt wird. 

(3) Für die Nachforschung nach 
der Ansteckungsquelle und die 
vollständige Erstattung einer 
Meldung nach §§12 und 13 erhält 
der Arzt eine Gebühr aus öffent- 
lichen Mitteln. 

( 4 ) Der Arzt ist von den Verpflichtungen 
nach Absätzen 1 und 2 befreit, wenn der 
Kranke die erforderlichen Angaben dem Ge- 
sundheitsamt unmittelbar macht. 

. Abschnitt IV 

Aufgaben des Gesundheitsamtes und der 
öffentlichen und privaten Fürsorge^ 

p 

S 14 

(1) Die Gesundheitsämter haben bei der 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten mit 
den Fürsorgeverbänden, den Jugendämtern, 
den Versicherungsträgern: und der Freien 
Wohlfahrtspflege zusammenzuarbeiten. 

(2) Die Fürsorgeverbände und Jugend- 
ämter sollen alle durch das Gesundheitsamt 
erfaßten Personen, die verwahrlost sind oder 
zu verwahrlosen drohen, in sozi^t und 
er zieherische Betreuung übernehmen und 
versuchen^ sie in das Arbeits- und Gemein- 
schaftsleben wieder einzugliedern. 

(3) Zur Durchführung dieser Aufgaben sind 
in den Ländern Einrichtungen für gefährdete 
Personen zu fördern und erforderlichen- 
falls aus öffentlichen Mitteln zu schaffen. 


S 15 

(1) Die ‘Gesundheitsämter müssen geeignete 
^ Maßnahmen treffen, um geschledhtskranke 
Personen imd solche, bei denen die begrün- 
dete Befürchtung besteht,' daß sie angestedkt 


Pesch lüsse des 3 2. Ausschusses 

* 

(2) Wird als Ansteckungsquelle eine Per- 
son angegeben, bei welcher der dringende 
Verdacht auf Geschlechtsverkehr mit häufig 
wechselnden Partnern besteht, so hat der Arzt 
diese Person an das Gesundheitsamt zu mel- 
den. Bedarf das Gesundheitsamt in diesem 
Falle zur Nachforschung näherer Angaben’ 
des angesteckten Geschlechtskranken, so kann 
es den behanddndenArzt ersuchep, diese von 
dem Kranken einzuholen. 

(3) Der Arzt ist von den Verpflichtungen 
nach den Absätzen 1 und 2 befreit, wenn der 
Kranke die erforderlichen Angaben dem Gct 
sundheitsamt unmittelbar madit. 


entfällt 


Vierter Absdinitt 

Aufgaben des Gesundheitsamtes 
und der öffentlichen und privaten Fürsorge 

S 14 

(1) unverändert 


(2) Die Fürsorgeverbände und Jugendäm- 
ter sollen alle durch das Gesimdheitsamt er- 
faßten Personen, die verwahrlost sind oder 
zu verwahrlosen drohen, in fürsorgerische 
Betreuung übernchmeii und versuchen, sie in 
das Arbeits- und Gemeinschaftsleben wieder 
einzugliedern. 

(3) Zur Durchführung dieser Aufgaben 
sollen in den Ländern Einrichtungen für ge- 
fährdete Personen gefördert und erforderli- 
chenfalls aus öffentlichen Mitteln geschaffen 
werden. 

§15 

unverändert 
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werden und Geschlechtskrankheiten weiter 
verbreiten, festzustellen und gesundheitsfür- 
sorgerisch zu beraten und zu betreuen. Dies 
soll in Zusammenarbeit mit den behandelnden 
Ärzten geschehen. 

(2) Zur Feststellung, Untersuchung und 
Beratung geschlechtskranker Personen sowie 
zur Sicherung der Behandlung dieser Per- 
sonen haben sie Beratungsstellen für Ge- 
schlechtskranke einzurichten oder ihre Errich- 
tung sicherzustellen. Sie können diese Be- 
ratungsstellen auch durch Arbeitsgemeinschaf- 
ten in Zusammenarbeit mit Versicherungs- 
trägern und Organen der öffentlichen und 
privaten Fürsorge einrichten und unterhalten. 
Werden Arbeitsgemeinschaften in den unteren 
Verwaltungsbezirken mit der Durchführung 
der Aufgaben der Beratungsstellen betraut, 
so führt in ihnen der Leiter des Gesundheits- 
amtes den Vorsitz. Die Gesundheitsämter 
bleiben für die Durchführung der den Be- 
ratungsstellen obliegenden Aufgaben verant- 
wortlich. 

(3) Aufgabe der Gesundheitsämter ist 
außerdem die Aufklärung und Belehrung der 
Bevölkerung, Insbesondere der älteren Jugend 
in Schulen, Betrieben und Vereinigungen, 
über das Gesdilechtsleben des Menschen und 
das Wesen und die Gefahren der Geschlechts- 
krankheiten. 

Abschnitt V 
Schweigepflicht 
§ 16 

(1) Wer bei der Durchführung dieses Ge- 
setzes durch seine berufliche oder ehrenamt- 
liche Tätigkeit über Geschlechts- 
krankheiten eines anderen, über 
ihre Ursache oder über die damit 
in Zusammenhang stehenden per- 
sönlichen Verhältnisse der Betei- 
ligten Kenntnis erlangt, darf die- 
se nicht unbefugt offenbaren. 

(2) Wer gegen die Vorschrift des 
Absatzes 1 verstößt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Die Verfolgung 
tritt nur auf Antrag ein. Den An- 
trag kann auch das Gesundheits- 
amt stellen. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


Fünfter Abschnitt 
Schweigepflicht 
§ 16 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis 
offenbart, das ihm durch seine berufliche oder 
ehrenamtliche Tätigkeit bei der Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes bekanntgeworden ist, 
wird, soweit nicht § 300 des Strafgesetz- 
buches anzuwenden ist, mit Gefängnis bis zu 
sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Tater gegen Entgelt oder 
in der Absicht, sich oder einem anderen einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf- 
fen oder jemandem einen Nachteil zuzufügen, 
so ist die Strafe Gefängnis. Daneben kann 
auf Geldstrafe erkannt werden. 
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(3) Die Offenbarung ist nicht 
unbefugt, wenn sie unter Beach- 
tung der fürdie ä r z 1 1 i c h e S c h w e i - 
gepflicht geltenden Vorschriften 
erfolgt. 

(4) D i e Offenbarung ist ferner nicht 
unbefugt, wenn sie von einem in dem Ge- 
sundheitsamt oder in der Beratungsstelle täti- 
gen Arzt oder mitEinwilligung eines 
solchen Arztes an eine Dienststelle 
oder an eine Person gemacht wird, die ein 
berechtigtes gesundheitliches 
oder erzieherisches Interesse da- 
ran hat, über die Geschlechts- 
krankheit unterrichtet zu wer- 
den, oder die mit der Durchführung der 
aus diesem Gesetz erwachsenden Aufgaben be- 
traut ist. 

(5) Das Gesundheitsamt ist befugt, den 
Namen einer Person zum Zwecke der gericht- 
lichen Verfolgung mitzuteilen, die verdächtig 
ist, wider besseres Wissen eine Anzeige er- 
stattet zu haben, in welcher ein anderer der 
Wahrheit zuwider der Übertragung einer Ge- 
schlechtskrankheit oder der Gefährdung Drit- 
ter durch häufigen Wechsel des Geschlechts- 
partners beschuldigt wurde. 


Abschnitt VI 
Zwangsmaßnahmen 
§ 17 

(1) Die Befolgung der Vorschriften der 
§§ 3 bis 5 , 8, 1 1 bis 13 kann von dem 
Gesundheitsamt durch Andro- 
hung, Festsetzung und Beitrei- 
bung von Zwangsgeld erzwungen 
werden. 


(2) In geeigneten Fällen der in 
§§ 3 bis 5 genanntenArt kann un- 
mittelbarer Zwang angewandt 
werden. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 


(4) Ein Fall unbefugter Offenbarung Hegt 
nicht vor, wenn sie von einem in dem Ge- 
sundheitsamt oder in der Beratungsstelle täti- 
gen Arzt oder auf Weisung eines solchen 
Arztes an eine Person gemacht wird, die mit 
der Durchführung der aus diesem Gesetz er- 
wachsenden Aufgaben betraut ist. 


(5) Das Gesundheitsamt ist befugt, zum 
Zwecke der gerichtlichen Verfolgung den 
Namen einer Person mitzuteilen, die ver- 
dächtig ist, wider besseres Wissen eine An- 
zeige erstattet zu haben, in welcher ein an- 
derer der Wahrheit zuwider der Übertra- 
gung einer Geschlechtskrankheit oder der Ge- 
fährdung Dritter durch häufigen Wechsel 
des Geschlechtspartners beschuldigt wurde. 


Sechster Abschnitt 

Zwangsmaßnahmen 
§ 17 

(1) Die Befolgung der Vorschriften der 

S 3 bis 5 und 8 kann nach Maßgabe der 
idesrechtlichen Bestimniungen mit Zwangs- 
mitteln durchgesetzt werden. Soweit in die- 
sen Fällen andere Mittel zur Durchführung 
der Behandlung und zur Verhütung der An- 
stedcung nicht ausreichen, ist die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges zulässig. § 18 bleibt 
unberührt. 

(2) Ärztliche Eingriffe, die mit erheblicher 
Gefahr für Leben oder Gesundheit verbun- 
den sind, dürfen nur mit Einwilligung des 
Kranken vorgenommen werden. Bei welchen 
ärztlichen Eingriffen diese Voraussetzungen 
vorliegen, bestimmt der Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung. 
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§ 18 

(1) Das Gesundheitsamt kann durch die 
O rd nu n g s Behörde vorläufig fest- 
nehmen und vorführen lassen: 

1. einen Geschlechtskranken, der sich weigert, 
sich behandeln zu lassen (§ 3 Abs. 1 
Nr. 1) oder sich auf Anordnung des Ge- 
sundheitsamtes in ein Krankenhaus zu be- 
geben (§ 3 Abs. 1 N r. 2 ); 

2. eine Person, die in Verdacht steht, 
Geschlechtskrankheiten zu verbreiten, wenn 
sie sich weigert, ein Zeugnis über ihren 
Gesundheitszustand vorzulegen oder sich 
zur Beobachtung in ein Krankenhaus zu 
begeben (§ 4 Abs. 1 und 2), oder wenn 
sie keinen festen Wohnsitz hat. 

(2) Ergibt die sofort vorzunehmende Unter- 
suchung keinen Krankheitsbefund und keinen 
Verdacht auf Geschlechtskrankheit, so ist die 
Person unverzüglich, spätestens am En- 
de des Tages nach der Festnahme, 
in Freiheit zu setzen. Ergibt sich die Notwen- 
digkeit einer Behandlung oder Beobachtung, so 
hat das Gesundheitsamt den Geschlechtskran- 
ken oder Krankheitsverdächtigen aufzufor- 
dern, sich in einem Krankenhaus aufnehmen 
zu lassen. Leistet er dieser Anordnung kei- 
ne Folge, so ist er sofort, spätestens am Tage 
nach der Festnahme, dem Amtsgericht mit dem 
Antrag auf zwangsweise Einweisung in ein 
Krankenhaus vorzuführen. 

(3) Wer zur Beobachtung oder Behandlung 
in ein Krankenhaus eingewiesen ist und dieses, 
sei es auch auf kurze Zeit, ohne Erlaubnis 
des leitenden Arztes verläßt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. Die 
Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Ge- 
sundheitsamtes oder des leitenden Arztes ein. 

§ 19 

Die Polizeibehörden haben Personen, die 
sie vorläufig festgenommen haben und bei 
denen nach ihren Lebensumständen der hin- 
reichende Verdacht einer Geschlechtskrank- 
heit und der Weiterverbreitung von Ge- 
schlechtskrankheiten begründet ist, vor ihrer 
Freilassung dem Gesundheitsamt zur Unter- 
suchung zuzuführen. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 
§ 18 

(1) Das Gesundheitsamt kann durch die 
zuständige Verwaltungsbehörde vorführen 
lassen: 

1. einen Geschlechtskranken, der sich weigert, 
sich untersuchen oder behandeln zu lassen 
oder sich auf Anordnung des Gesundheits- 
amtes in ein Krankenhaus zu begeben (§ 3 
Abs. 1); 

2. eine Person, die dringend verdächtig ist, 
geschlechtskrank zu sein und Geschlechts- 
krankheiten weiter zu verbreiten, wenn sie 
sich weigert, ein Zeugnis über ihren Ge- 
sundheitszustand vorzulegen oder sich zur 
Beobachtung in ein Krankenhaus zu bege- 
ben (§ 4 Abs. 1 und 2), oder wenn sie kei- 
nen festen Wohnsitz hat. 

(2) Ergibt die sofort vorzunehmende Un- 
tersuchung keinen Krankheitsbefund und 
keinen Verdacht auf Geschlechtskrankheit, 
so ist die Person unverzüglich in Freiheit zu 
setzen. Ergibt sich die Notwendigkeit einer 
Behandlung oder Beobachtung, so hat das 
Gesundheitsamt den Geschlechtskranken 
oder Krankheitsverdächtigen aufzufordern, 
sich in einem Krankenhaus aufnehmen zu 
lassen. Weigert er sich, dieser Anordnung Fol- 
ge zu leisten, so Ist er sofort, spätestens am 
Tage nach der Festnahme, dem Amtsgericht 
mit dem Antrag auf zwangsweise Einweisung 
In ein Krankenhaus vorzuführen. 

(3) Wer zur Beobachtung oder Behand- 
lung In ein Krankenhaus zwangsweise einge- 
wiesen Ist und dieses, sei es auch auf kurze 
Zeit, ohne Erlaubnis des leitenden Arztes ver- 
läßt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Die Strafverfolgung tritt 
nur auf Antrag des Gesundheitsamtes oder 
des leitenden Arztes ein. 

§ 19 

Die Polizeibehörden haben Personen, die 
sie In Verwahrung genommen oder vorläufig 
festgenommen haben und bei denen nach 
ihren Lebensumständen der hinreichende Ver- 
dacht einer Geschlechtskrankheit und der 
Weiterverbreitung von Geschlechtskrankhei- 
ten begründet Ist, vor Ihrer Freilassung dem 
Gesundheitsamt zur Untersuchung zuzufüh- 
ren. 


13 



Entwurf 
§ 20 

Ärztliche Eingriffe, die mit erheblicher Ge- 
fahr für Leben oder Gesundheit verbunden 
sind, dürfen nur mit Einwilligung des Kran- 
ken vorgenommen werden. Bei welchen ärzt- 
lichen Eingriffen diese Voraussetzungen vor- 
liegen, bestimmt der Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung. 


Abschnitt VII 

Heilmittel, Krankenhausbehandlung, 
Kostenregelung 

§ 21 

(1) Mittel oder Gegenstände, die zur 
Verhütung, Heilung oder Linderung von Ge- 
schlechtskrankheiten dienen sollen, dürfen 
nur mit Genehmigung des Bundesgesund- 
heitsamtes In den Verkehr gebracht werden. 
Die Genehmigung kann von einer amt- 
lichen Prüfung abhängig gemacht 
und mit Auflagen über das Aus- 
stellen, Ankündigen und Anprei- 
sen verbunden werden. 

(2) Wer Mittel oder Gegenstände ohne 
die nach Absatz 1 erforderliche Geneh- 
migung in Verkehr bringt oder den mit 
der Genehmigung verbundenen 
Auflagen zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

(3) Die Mittel oder Gegenstände, auf 
die sich die strafbare Handlung bezieht, kön- 
nen eingezogen werden. Die§§40und42 
bis 47 des Gesetzes der Verwal- 
tung 'des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes zur Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirt- 
schaftsstrafgesetz) vom 2 6. Juli 
1949 (Wirtschaftsgesetzbl. S. 193) 
in der Fassung- des Gesetzes zur 
Verlängerung des Wirtschafts- 
strafgesetzes vom 3 0. März 1951 
(Bundesgesetzbl. S. 223) sind sinn- 
gemäß anzuwenden. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 
§ 20 

(durch Neufassung des § 17 gestrichen) 


Siebenter Abschnitt 

Heilmittel, Krankenhausbehandlung, 
Kostenregelung 

§ 21 

(1) Gegenstände, die zur Verhütung, Hei- 
lung oder Linderung von Geschlechtskrank- 
heiten oder von Krankheiten oder Leiden 
der Geschlechtsorgane dienen sollen, dürfen 
nur mit Genehmigung des Bundesgesund- 
heitsamtes In den Verkehr gebracht werden. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der 
Gegenstand für den genannten Zweck unge- 
eignet oder seine Verwendung gesundheits- 
schädlich ist. 

(2) Wer die in Absatz 1 bezeichneten Ge- 
genstände ohne Genehmigung In Verkehr 
bringt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 


(3) Die Gegenstände, auf die sich die straf- 
bare Handlung bezieht, können eingezogen 
werden. Ist die Verfolgung oder Verurtei- 
teilung einer bestimmten Person nicht aus- 
führbar, so kann auf die Einziehung selb- 
ständig erkannt werden. 
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S 22 

(1) Die Kosten der Untersuchung einer 
Person, die glaubt, an einer GesAlechts- 
krankheit zu leiden, sowie die Kosten der 
notwendigen Krankenpflege Geschlechts- 
kranker werden getragen; 

1. gemäß §§ 182 und 184 der Reichsversi- 
cherungsordnung von dem Träger der 
Krankenversicherung, falls die Person einer 
Krankenkasse der Reichsversicherungsord- 
nung als Pflichtmitglied oder freiwilliges 
Mitglied angehört; 

2. von dem zuständigen Rentenversicherungs- 
träger, wenn die Inanspruchnahme einer 
Krankenkasse durch eine versicherte Per- 
son die Untersuchung oder Heilbehand- 
lung erschweren würde; der Bundesminister 
für Arbeit kann bestimmen, daß zwischen 
den Versicherungsanstalten und den Kran- 
kenkassen ein Ausgleich stattfindet; 

3. im übrigen aus öffentlichen Mitteln, falls 
die Person die Kosten der Untersuchung 
oder Behandlung nicht selbst tragen kann. 
Des Nachweises des Unvermögens bedarf 
es nicht, wenn dies offensichtlich ist oder 
die Gefahr besteht, daß die Inanspruch- 
nahme anderer Zahlungspflichtiger die 
Durchführung der Untersudiung oder Be- 
handlung ersdiweren würde. 

(2) Die Kostenträger tragen auch 
die Kosten für Arzneien, Verbandzeug, klei- 
nere Heil- und Hilfsmittel sowie für bakterio- 
logische und serologisch-diagnostische Unter- 
suchungen und Beobachtungen in vollem 
Umfange, desgleichen die Kosten der 
Krankenhausbehandlung, wenn 
und solange die Krankheit die 
Krankenhausbehandlung erfor- 
dert. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 
§ 21 a 

Für Mittel, Gegenstände, Verfahren und 
Behandlungen, die zur Verhütung, Heilung 
oder Linderung von Geschlechtskrankheiten 
oder von Krankheiten oder Leiden der Ge- 
schlechtsorgane bestimmt sind, darf nur bei 
Ärzten, Apothekern und Personen, die mit 
solchen Mitteln oder Gegenständen erlaubter- 
weise Handel treiben, sowie in Fachzeit- 
schriften, die sich an die genannten Berufs- 
kreise richten, geworben werden, es sei denn, 
daß das Bundesgesundheitsamt eine andere 
Form der Werbung zuläßt. 

§ 22 

(1) Die Kosten der Untersuchung einer 
Person, die glaubt, an einer Geschlechts- 
krankheit zu leiden, sowie die Kosten der 
notwendigen Krankenpflege Geschlechts- 
kranker werden getragen: 

1. gemäß §§ 182 bis 184 der Reichsversiche- 
rungsordnung von dem Träger der Kran- 
kenversicherung, falls die Person einer 
Krankenkasse der Reichsversicherungsord- 
nung als Pflichtmitglied oder freiwilliges 
Mitglied angehört; 

2, unverändert 


3. unverändert 


(2) Zu den Kosten der Untersuchung und 
der notwendigen Krankenpflege gehören 
auch die Kosten für Arzneien, Verbandszeug, 
kleinere Heil- und Hilfsmittel sowie für bak- 
teriologische und serologisch-diagnostische 
Untersuchungen und Beobachtungen im vol- 
len Umfange. 

Die Kostenträger nach Absatz 1 und 2 
tragen die Kosten einer stationären Kran- 
kenhausbehandlung nur, wenn und solange 
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(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 
2 gelten auch für die Familienkrankenpflege 
im Rahmen des § 205 der Reidisversiche- 
rungsordnung. 

(4) Wird eine Person auf Anordnung des 
Gesundheitsamtes untersucht oder beobach- 
tet und ergibt der Befund, daß keine Be- 
handlung erforderlich ist, so werden die 
Kosten der Untersuchung und Beobachtung 
aus öffentlichen Mitteln aufgebracht. 

(5) Wird eine an Syphilis leidende Person 
zur Sicherung der Fortführung der Behand- 
lung in der Zeit zwischen den Kuren und 
während der Fortsetzung der Behandlung in 
einem Heim aufgenommen, so werden die 
notwendigen Kosten aus öffentlichen Mit- 
teln aufgebracht, soweit der Kranke sie 
offensichtlich nicht selbst tragen kann. 

(6) Die Zuständigkeit anderer Kostenträger 
für alle weiteren Aufgaben der vorbeugenden 
und nachgehenden Fürsorge wird durch diese 
Regelung nicht berührt. 

(7) Auf die aus öffentlichen Mitteln auf- 
zubringenden Kosten der Untersuchung, Be- 
handlung und Pflege finden die §§ 21 a, 25 
und 25 a der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 100) keine Anwendung. In § 25 
Abs. 4 Buchst, d der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung der 
Dritten Verordnung zur Vereinfachung des 
Fürsorgerechts vom 11. Mai 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 301) werden die Worte „und 
bei ansteckenden Geschlechtskrankheiten im 
Sinne des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 61)“ gestrichen. 

(8) Das Gesundheitsamt ist be- 
fugt, die ambulante oder statio- 
näre Behandlung anzuordnen, 
auch wenn noch nicht feststeht, wer Kosten- 
träger i s t. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 

diese zur Heilung der Krankheit erforderlich 
ist. Bei Krankenhausunterbringung zur An- 
steckungsverhütung gilt Absatz 1 Nr. 3 ent- 
sprechend. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) Wenn bei Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit der Kostenträger noch 
nicht feststeht, werden die Behandlungsko- 
sten einstweilen auf öffentliche Mittel über- 
nommen. Der endgültige Kostenträger ist zur 
Rückerstattung verpflichtet. 

(9) Der Kranke ist nur dem Gesundheits- 
amt gegenüber verpflichtet, die Vorausset- 
zungen für die Übernahme der Kosten der 
Untersuchung oder Behandlung auf öffent- 
liche Mittel nachzuweisen. 
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§ 23 

(1) Die Landesregierung kann im Bedarfs- 
fälle bestimmen, daß Gemeinden, Gemeinde- 
verbände oder andere Kostenträger 
besondere Krankenhausfadiabteilungen unter- 
halten oder errichten und mit angemessenen 
Einrichtungen zur Behandlung und Isolierung 
von Geschlechtskranken ausstatten (geschlosse- 
ne Infektionsabteilung). Die für die Errichtung 
und Unterhaltung dieser Abteilungen erfor- 
derlichen zusätzlichen Kosten trägt das Land. 
Bisher bestehende geschlossene Infektionsab- 
teilungen dürfen nur mit Genehmigung der 
zuständigen obersten Landesbehörde aufge- 
löst werden. Durch geeignete Aufgliederung 
dieser Abteilungen nach dem einzuweisenden 
Personenkreis muß eine sittliche Gefährdung, 
insbesondere von Jugendlichen, vermieden 
werden. 

(2) In Anstalten der allgemeinen, der Ju- 
gend- oder Gefährdetenfürsorge oder des 
Strafvollzuges können Fadiabteilungen für 
geschlechtskranke Insassen gebildet werden. 
Die oberste Landesbehörde kann außerdem 
zur Unterbringung nach § 22 Abs. 5 andere 
Anstalten den Krankenhausfachabteilungen 
gleichstellen. 

(3) Die Fachabteilungen für Geschlechts- 
kranke sind verpflichtet, alle Geschlechts- 
kranken oder einer Geschlechtskrankheit ver- 
dächtigen Personen aufzunehmen, die ihnen 
das zuständige Gesundheitsamt im Rahmen 
seiner Befugnisse zuweist. Sie müssen wäh- 
rend des Aufenthalts der Kranken mit dem 
Gesundheitsamt in der fürsorgerischen Be- 
treuung der Kranken Zusammenarbeiten. 

(4) Offene Abteilungen der Krankenhäuser 
zur freiwilligen Behandlung von Geschlechts- 
krankheiten werden durch die Vorschriften 
dieses Paragraphen nicht betroffen. 


§ 24 

Von wem die in § 5 Abs. 2, § 1 3 A b s. 3, 
§14 Abs. 3 und §22 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 4 
und 5 bezeichneten öffentlichen Mittel auf- 
gebracht werden, wird durch Landesge- 
setz geregelt. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 
§ 23 

(1) Die Landesregierung kann im Bedarfs- 
fälle bestimmen, daß Gemeinden und Ge- 
meindeverbände besondere Krankenhausfach- 
abteilungen unterhalten oder errichten und 
mit angemessenen Einrichtungen zur Behand- 
lung und Isolierung von Geschlechtskranken 
ausstatten (geschlossene Infektionsabteilung). 
Die für die Errichtung und Unterhaltung 
dieser Abteilungen erforderlichen zusätz- 
lichen Kosten trägt das Land. Bisher beste- 
hende geschlossene Infektionsabteilungen 
dürfen nur mit Genehmigung der zuständi- 
gen obersten Landesbehörde aufgelöst wer- 
den. Durch geeignete Aufgliederung dieser 
Abteilungen nach dem einzuweisenden Per- 
sonenkreis muß eine sittliche Gefährdung, 
Insbesondere von Jugendlichen, vermieden 
werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Offene Abteilungen der Kranken- 
häuser zur freiwilligen Behandlung von Ge- 
schlechtskrankheiten werden durch die Vor- 
schriften der Absätze 1 bis 3 nicht betroffen. 


§ 24 

Durch Landesgesetz wird geregelt, wer die 
in § 5 Abs. 2, § 14 Abs. 3, § 22 Abs. 1 
Nr. 3, Abs. 4, 5 und 8 und § 24 b bezeich- 
neten öffentlichen Mittel aufbringt. 
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Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


Abschnitt VIII 
Sdilußbestimmungen 


Achter Abschnitt 
Schlußbestimmungen 
§ 24 a 

Der Bundesminister des Innern erläßt nach 
Anhörung der ärztlichen Berufsvertretungen 
und mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über: 

1. die auf Grund dieses Gesetzes erforder- 
lichen ärztlichen Zeugnisse und die Auf- 
zeichnungen des behandelnden Arztes 
(§ 10 ); 

2. die Fassung des Merkblattes (§ 11); 

3. das Verfahren bei den Meldungen gemäß 
§§ 12 und 13; 

4. die Geschlechtskrankenstatistik im Rahmen 
der für die Bundesstatistik geltenden Vor- 
schriften. 


§ 24 b 

Für die Nachforschung nach der An- 
steckungsquelle und die Erstattung einer 
Meldung nach § 12 oder § 13 erhält der Arzt 
eine Gebühr aus öffentlichen Mitteln. 

§ 24 c 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. einer Verpflichtung nach § 10 Abs. 1 
Satz 2, § 12 oder § 21 a oder 

2. einer gemäß § 24 a erlassenen Rechtsvor- 
schrift, soweit sie ausdrücklich auf diese 
Bußgeldbestimmung verweist, 

zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(3) Die fachlich zuständige oberste Landes- 
behörde kann das Gesundheitsamt nicht zur 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) be- 
stimmen. 


§ 24 d 

Auf Zuwiderhandlungen gegen dieses Ge- 
setz findet § 327 des Strafgesetzbuches keine 
Anwendung. 


18 



Entwurf 


S 25 

Dieses Gesetz und die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes ergehenden 
Rechtsverordnungen gelten auch 
im Lande Berlin, sobald das Land Berlin ge- 
mäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses 
Gesetzes beschlossen hat. 


§ 26 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. Mit demselben Tage treten alle 
entgegenstehenden Bestimmungen außer 
Kraft, insbesondere: 

1. das Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 18. Februar 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 61) in der Fas- 
sung der Verordnung zur Änderung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 21. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1459), jedoch mit 
Ausnahme des § 16, 

die Zweite Verordnung zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 27. Fe- 
bruar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 456), 

die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 16. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1514), 

die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten vom 12. März 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 128), 

die §§ 9 bis 13 des Gesetzes über weitere 
Maßnahmen in der Reichsversicherung 
aus Anlaß des Krieges vom 15. Januar 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 34), 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 

§ 24 e 

Die Vorschriften der Vereinbarung über 
die den Seeleuten der Handelsmarine für die 
Behandlung von Geschleditskrankheiten zu 
gewährenden Erleichterungen vom 1. De- 
zember 1924 in der Fassung der Bekannt- 
machung über den Beitritt des Deutschen 
Reiches zu dieser Vereinbarung vom 
11. März 1937 (Reichsgesetzbl. II S. 109) 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 


§ 25 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund der in diesem Gesetz ent- 
haltenen Ermächtigung erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


§ 26 

(1) Dieses Gesetz tritt einen Monat nadi 
seiner Verkündung In Kraft. Mit demselben 
Tage treten alle entgegenstehenden Bestim- 
mungen außer Kraft, insbesondere: 

I. das Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 18. Februar 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 61) in der Fas- 
sung der Verordnung zur Änderung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 21. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl, I S. 1459), jedoch mit 
Ausnahme des § 16, 

die Zweite Verordnung zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 27. Fe- 
bruar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 456), 

die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 16. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1514), 

die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten vom 12. März 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 128), 

die §§ 9 bis 13 des Gesetzes über 
weitere Maßnahmen in der Reichsver- 
sicherung aus Anlaß des Krieges vom 
15. Januar 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 34); 
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der § 6 der Polizei Verordnung 
über die Werbung auf dem Ge- 
biete des Hellwesens vom 2 9. 
September 1941 (Reichs- 
gesetzbl. IS. 587); 

11. folgende Ländergesetze und -Verord- 
nungen; 

Baden: 

Landesgesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten vom 18. September 1947 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 217), 


Bremen: 

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 25. Oktober 1948 (Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 197), 

Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 28. April 1949 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 93), 

Hamburg: 

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 1. Februar 1949 (Ham- 
burgisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 9), 

Hessen; 

Erste Verordnung zur Bekämpfung von 
Geschlechtskrankheiten vom 1 1 . April 
1946 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Großnessen S. 110), 

Niedersachsen: 

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 20. April 1949 (Nieder- 
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 101), 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


11. folgende Ländergesetze und -Verord- 
nungen: 

Baden- W ür t tember g : 

Gesetz Nr. 201 vom 16. Mai 1946 (Re- 
gierungsblatt der Regierung Wüttem- 
berg-Baden S. 172) zur Abänderung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 18. Februar 1927, 

Anordnung der Landesdirektion des 
Innern zur Durchführung des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten vom 23. Mai 1947 (Regierungsblatt 
für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 61), 

Landesgesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtkrank- 
heiten vom 18. September 1947 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 217), 

Bremen: 

unverändert 


Hamburg: 

unverändert 


Hessen: 

unverändert 


Niedersachsen: 

unverändert 
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Rheinland-Pfalz: 

* 

Landesgesetz über die Änderung des Ge- 
setzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 13. Dezember 1947 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz 1948 S. 63), 

Polizeiverordnung des Oberpräsidenten 
von Rheinland-Hessen-Nassau, betreffend 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
vom 28. Februar 1946 (Amtsblatt S. 2), 

Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von 
Rheinland-Hessen-Nassau vom 23. No- 
vember 1946, betreffend Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten (Amtsblatt 1947 
S. 254), 

Schleswig-Holstein : 

Verordnung vom 16. Juli 1947 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Schleswig- 
Holstein S. 16) zur Ausführung des § 4 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 18. Februar 
1927, 

Württemberg-Baden: 

Gesetz Nr. 201 vom 16. Mai 1946 (Re- 
gierungsblatt der Regierung Württem- 
berg-Baden S. 172) zur Abänderung des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten vom 18. Februar 1927, 

Württemberg-Hohenzollern: 

Anordnung der Landesdirektion des 
Innern zur Durchführung des Gesetzes zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
vom 23. Mai 1947 (Regierungsblatt für 
das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 61) 

sowie alle von den Ländern erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen und Verwaltungsvor- 
schriften zum Gesetz zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
(Reichsgesetzbl. I S. 61) oder zu den oben 
aufgeführten Landesgesetzen. 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 
Rheinland-Pfalz 

unverändert 


Schleswig-Holstein : 

unverändert 


entfällt hier 


entfällt hier 


sowie alle von den Ländern erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen und Verwaltungs- 
vorschriften zum Gesetz zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 61) oder zu den 
oben aufgefünrten Landesgesetzen. 
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